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Zusammenfassende Erklärung  

zum Bebauungsplanes Nr. 48 „Salmering“  

gemäß § 10 a BauGB über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Bebauungsplan in der Satzungsfassung 
vom 22.02.2022 berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan nach 
Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 
gewählt wurde. 

Anlass der Planung 
In den vergangenen Jahren wurden mehrere Baugesuche an die Gemeinde Prutting 
herangetragen, die auch Flächen außerhalb des Geltungsbereichs der Lücken-
füllungssatzung betreffen.  Die Gemeinde Prutting beabsichtigt mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes eine maßvolle Ausweitung und Nachverdichtung des bestehenden 
Ortsteils Salmering, die dem Strukturwandel Rechnung trägt, und zum Schutz des 
Außenbereichs beiträgt.  Der Gemeinderat Prutting hat in der Sitzung vom 08.05.2018 die 
Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes Nr. 48 „Salmering“ beschlossen. 
 

Ziel der Planung 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen nachstehende Ziele verfolgt werden: 

  
 Schaffung von zusätzlichem Bauland auf der Erweiterungsfläche 
 Umnutzungsmöglichkeiten der landwirtschaftlichen Betriebs- und 

Wohngebäude 
 Schaffung von zusätzlichem Wohnraum in Bestandsgebäuden 
 Erhaltung des Ortscharakters durch Festsetzungen von Art und Maß 

der baulichen Nutzung, Anzahl der Wohneinheiten, Anzahl der 
Stellplätze, überbaubare Grundstückflächen 

 Erhalt und Verbesserung des äußeren Erscheinungsbildes durch 
Eingrünungsmaßnahmen 

 Ersetzen der bestehenden Lückenfüllungssatzung 
 

Die Erweiterung des Ortsgebietes ist ohne den Bau von weiteren Erschließungsstraßen 
möglich. 
 
 

Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten  
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würden weitere geplante Neu- und Umbau-
maßnahmen nach § 35 BauGB beurteilt und genehmigt. Unter Berücksichtigung von 
Umnutzungsmöglichkeiten und Bewahrung der vorhandenen Baustruktur und der 
Nutzung der vorhandenen öffentlichen Verkehrsflächen stellte sich die vorliegende 
Planung als bevorzugte Lösung heraus. Alternative Planungskonzepte innerhalb des 
gewählten Geltungsbereichs, unter Berücksichtigung des Altbestandes, führen nicht 
zu einer für die Umweltbelange verträglicheren Ausgestaltung.  
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Verfahrensablauf 
Der Gemeinderat Prutting hat in der Sitzung vom 08.05.2018 die Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 48 „Salmering“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
22.06.2018 ortsüblich bekannt gemacht 
 
Für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 14.08.2019 fand die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange vom 
30.08.2019 bis 10.10.2019 statt.  
Am Verfahren gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurden 41 Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange beteiligt.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom 
30.08.2019 bis 10.10.2019 durchgeführt.  
Hierauf erfolgten keine Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit.      
 
Der Gemeinderat Prutting nahm am 22.10.2019 vom Ergebnis des Anhörungsverfahrens für 
den Bebauungsplan Nr. 48 „Salmering“ der Gemeinde Prutting Kenntnis. Der Gemeinderat 
billigte den von Architekt Josef Sommerer, Prutting, ausgearbeiteten 
Bebauungsplanvorentwurf vom 14.08.2019 mit Begründung und Umweltbericht und 
beschloss, die gefassten Beschlüsse zu den einzelnen Stellungnahmen durch den Planer in 
den Bebauungsplan einarbeiten zu lassen. Die Verwaltung wurde beauftragt, anschließend 
die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß   § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
durchzuführen. Für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 48 „Salmering“ fand die 
Einholung der Stellungnahmen von den Behörden und sonstigen Träger Öffentlicher 
Belange vom 21.01.2020 bis 02.03.2020 statt.  
 
Am Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurden 41 Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange beteiligt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit / Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
wurde in der Zeit vom 29.01.2020 bis 02.03.2020 durchgeführt. Hierauf erfolgten keine 
Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit. 

Im Einzelnen können die Abwägungsergebnisse dem Beschlussbuchauszug der 
Gemeinderatssitzung vom 30.04.2019 entnommen werden. 

 
Am Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurde eine Behörde erneut beteiligt. Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit / Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde in der Zeit vom 20.01.2022 bis 
11.02.2022 durchgeführt. Hierauf erfolgten keine Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit. 

Im Einzelnen können die Abwägungsergebnisse dem Beschlussbuchauszug der 
Gemeinderatssitzung vom 22.02.2022 entnommen werden. 

In der Sitzung des Gemeinderates am 22.02.2022 wurde der Bebauungsplan mit 
Begründung, nach Einarbeitung der Änderungen, in der Fassung vom 19.01.2022 als 
Satzung beschlossen. 
 
Mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der Bebauungsplan Nr. 48 
„Salmering“ in Kraft. 
 

Die Beschlussbuchauszüge der Gemeinderatssitzungen vom 08.05.2018, 22.10.2019, 
21.04.2020 und 22.02.2022 liegen der Erklärung als Anlage bei.  
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Beurteilung und Berücksichtigung der Umweltbelange 

Bei der Ausarbeitung des Bebauungsplanes wurden nach §2 Abs. 4 BauGB die Belange des 
Umweltschutzes nach §1 Abs.6 Nr.7 BauGB und §1a BauGB untersucht und die 
voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter in einem Umweltbericht 
beschrieben. 

Mit der Planung soll der Ortscharakter von Salmering erhalten und eine maßvolle 
Nachverdichtung und Umnutzung bestehender baulicher Anlagen ermöglicht werden. 
Nahezu der gesamte Bereich wird bereits landwirtschaftlich, gewerblich oder für 
Wohnzwecke genutzt. Kleinere Bereiche werden z. B. durch Gartennutzungen weniger 
intensiv genutzt. 
 
Für die meisten Schutzgüter sind die zu erwartenden Auswirkungen als gering einzustufen. 
 
Für das Schutzgut Pflanzen u. Tiere sind durch Baumfällungen mittlere baubedingte 
Auswirkungen zu erwarten. 
 
Durch Bodenaushub, Materiallagerung und Bauarbeiten wird das Schutzgut Boden 
mittelschwer belastet. 
 
Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden.  
  
Das Schutzgut Kultur- und Sachgüter ist von der Planung nicht betroffen.  

Der durch die Erweiterungsfläche erforderliche Ausgleichsbedarf kann eingriffsnah auf 
Flurstück.-Nr. 3573/Teilfläche erbracht werden. 

Aufgestellt 

Prutting, den……………….. 

Gemeinde Prutting     Planverfasser  

……………………………    ……………………………… 

Thusbaß 1. Bgm. 

       

Anlagen: 
 

Beschlussbuchauszüge der Gemeinderatssitzung vom 08.05.2018  

Beschlussbuchauszüge der Gemeinderatssitzung vom 22.10.2019 

Beschlussbuchauszug der Gemeinderatssitzung vom 21.04.2020 

Beschlussbuchauszug der Gemeinderatssitzung vom 22.02.2022 

 
 



 

Beschlussbuchauszug der Gemeinde Prutting 

 

Sitzung des Gemeinderates am 08.05.2018 
 
Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war öffentlich. 
Alle Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen, Beschlussfähigkeit war gegeben. 

 
 

8. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 48 "Salmering"; 
Aufstellungsbeschluss 

 
Herr Linner sprach am 23.04.2018 persönlich im Bauamt der Gemeinde Prutting vor und 
beantragte die Erweiterung des Geltungsbereiches der Lückenfüllungssatzung „Salmering“ auf 
Flst. 3573. 
Zudem muss der Flächennutzungsplan geändert werden, da derzeit im Bereich des geplanten 
Bauvorhabens eine Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen ist. 
Laut Rücksprache mit dem Landratsamt Rosenheim ist eine Änderung der 
Lückenfüllungssatzung nicht möglich. Es wurde festgestellt, dass die derzeit gültige 
Außenbereichssatzung in Salmering rechtlich problematisch ist. Der Gemeinderat Prutting 
beschließt daher die Aufstellung eines Bebauungsplanes, so dass die Außenbereichssatzung 
später außer Kraft gesetzt werden kann. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Prutting beschließt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 48 
„Salmering“. 
Der Geltungsbereich der Satzung umfasst die Flurstücke 501/5 Teilfläche, 501/2 Teilfläche, 
502/2, 495 Teilfläche, 496 Teilfläche, 502 Teilfläche, 502/1, 502, 505 Teilfläche, 508 Teilfläche, 
509 Teilfläche, 515/1, 657 Teilfläche, 703 Teilfläche, 3570 Teilfläche, 3572, 3573 Teilfläche der 
Gemeinde und Gemarkung Prutting. Zudem soll die von Peter Linner, Salmering, bereits 
beantragte und genehmigte Nutzungsänderung auf dem Flst. 495 zur Umnutzung des 
bestehenden Rinderstalles in Lagerraum und Produktionsfläche berücksichtigt werden. 
Um künftig auch gewerbliche Bauten in Salmering zu ermöglichen, wird für Salmering als Art der 
baulichen Nutzung ein Dorfgebiet (MD) ausgewiesen.  
Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
Die Benennung eines Planers erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung. 
 

11 : 1 
 
Beschluss: 
Von Peter Linner, Salmering, ist zur anteiligen Kostenübernahme eine verbindliche 
Kostenübernahmeerklärung in Form eines Städtebaulichen Vertrages abzugeben. 
 

12 : 0 
 
Übereinstimmung des Auszuges mit den Einträgen im Niederschriftenbuch wird beglaubigt 
 

 

                          gez. 
Prutting, 12.05.2020  Loy  

  1. Bürgermeister 
 



 

Beschlussbuchauszug der Gemeinde Prutting 

 

Sitzung des Gemeinderates am 22.10.2019 
 
Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war öffentlich. 
Alle Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen, Beschlussfähigkeit war gegeben. 

 
 

8. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 48 "Salmering"; Behandlung, Prüfung 
und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB 

 
Am 08.05.2018 hat der Gemeinderat Prutting beschlossen, einen Bebauungsplan Nr. 48 
„Salmering“ aufzustellen. Für den Bebauungsplan Nr. 48 „Salmering“ fand die frühzeitige 
Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger Öffentlicher Belange vom 30.08.2019 bis 
10.10.2019 statt. Am Verfahren gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurden 41 Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange beteiligt. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB 
wurde in der Zeit vom 09.09.2019 bis 10.10.2019 durchgeführt. Hierauf erfolgten keine 
Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit. 
 
Keine Rückmeldung erfolgte von: 
Landratsamt Rosenheim, Brandschutzdienststelle / Kreisbrandrat Landkreis Rosenheim 
Landratsamt Rosenheim, Staatliches Gesundheitsamt Rosenheim 
Landratsamt Rosenheim, Untere Straßenverkehrsbehörde (Verkehrssicherheit) 
Landratsamt Rosenheim, Denkmalpflege, Kreisheimatpfleger Daniel Hoheneder 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat G 23 / Bauleitplanung München 
Bayernwerk AG Netzcenter Kolbermoor 
Gemeinde Söchtenau 
Gemeinde Vogtareuth 
Markt Bad Endorf 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung in den Simsseegemeinden (AZV Simssee) 
Stephanskirchen 
Gemeinnütziger Verein für Wasserversorgung e. V. (Sitz Obernburg) 
Katholisches Pfarramt Prutting 
Komro GmbH 
DB AG / Immobilien / Energie GmbH 
Deutsche Post AG 
E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 
 
Nicht geäußert haben sich („Keine Äußerung“): 
Landratsamt Rosenheim – Abteilung Hoch- und Tiefbau SG 42 – Email vom 13.09.2019 
Gemeinde Stephanskirchen – Email vom 04.09.2019 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim – Schreiben vom 18.09.2019 
Energienetze Bayern GmbH & Co. KG – Schreiben vom 04.10.2019 
 
Der Planung zugestimmt bzw. keine Anregungen oder Einwendungen vorgebracht haben: 
DEA Deutschland AG – Email vom 02.09.2019 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern – Email vom 03.09.2019 
Regierung von Oberbayern – Bergamt Südbayern – Schreiben vom 03.09.2019 
Staatliches Bauamt Rosenheim – Schreiben vom 09.09.2019 
Landratsamt Rosenheim – SG 66 – Immissionsschutz – Email vom 16.09.2019 
Bayerischer Bauernverband – Schreiben vom 16.09.2019 
Telefonica Germany GmbH & Co. OHG – Email vom 26.09.2019 
Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH – Email vom 26.09.2019 



Landratsamt Rosenheim, SG-65 Wasserrecht – Email vom 19.09.2019 
Landratsamt Rosenheim, Untere Denkmalschutzbehörde – Email vom 24.09.2019 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Rosenheim – Schreiben vom 08.10.2019 
Landratsamt Rosenheim -Untere Naturschutzbehörde – Email vom 09.10.2019 
Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Rosenheim – Email vom 05.09.2019 
Bund Naturschutz (Ortsgruppe Söchtenau-Prutting) in Bayern e. V. – Schreiben vom 10.10.2019 
Eisenbahn-Bundesamt – Schreiben vom 02.09.2019 
Regierung von Oberbayern, SG 24.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung (Regionen 
17 + 18) – Email vom 26.09.2019 
 
Von folgenden Trägern öffentlicher Belange wurden Anregungen bzw. Einwendungen 
vorgebracht; zu den vorgebrachten Anregungen bzw. Einwendungen ergehen folgende 
Beschlüsse: 
 
8.1 Handwerkskammer für München und Oberbayern – Schreiben vom 08.10.2019 
„Die Gemeinde Prutting möchte die planungsrechtlichen Voraussetzungen für weitere Schaffung 
von Bauland, Wohngebäuden und Umnutzung schaffen. Darüber hinaus soll der Ortscharakter 
erhalten bleiben. Prinzipiell bestehen seitens der Handwerkskammer für München und 
Oberbayern keine Einwände zu o.g. Vorhaben. Jedoch möchten wir darauf hinweisen, dass sich 
im Plangebiet Handwerksbetriebe befinden. Diese Handwerksbetriebe dürfen im Zuge der 
weiteren Planungen nicht beeinträchtigt werden. Es ist sicherzustellen, dass angrenzende, 
bestandskräftig genehmigte, gewerbliche Nutzungen in ihrem ordnungsgemäßen Betrieb und 
Wirtschaften nicht eingeschränkt werden. Ebenfalls sind Einschränkungen oder Gefährdungen 
der gewerblichen Weiterentwicklungsmöglichkeiten durch die Planungen auszuschließen. Dies 
gilt insbesondere im Kontext der von den Betrieben ausgehenden, betriebsüblichen Emissionen 
(Lärm, Geruch, Staub etc.).“ 
 
Durch die entsprechenden Festsetzungen im Bebauungsplan ist keine Einschränkung und 
Überformung des Gebietstyps Dorfgebiet zu erwarten. 
Eine Planänderung ist nicht notwendig. 

Kenntnisnahme 
 
 
8.2 Industrie- und Handelskammer (IHK) für München und Oberbayern – E-Mail vom 
07.10.2019 
„Mit dem dargelegten Planvorhaben zur Ausweisung weiterer Wohnbauflächen besteht 
grundsätzlich Einverständnis. Es ist nachvollziehbar, dass mit diesem Planvorhaben der großen 
Nachfrage nach Wohnraum in der Gemeinde Rechnung getragen werden soll. 
 
Allerdings geben wir zu bedenken, dass sich Dorfgebiete (MD) i. S. d. § 5 BauNVO durch eine 
Nutzungsmischung von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie Wohnnutzungen 
auszeichnen.“ 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich nach wie vor land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe. 

Kenntnisnahme 
 
8.3 SternKom GmbH – E-Mail vom 07.10.2019 
„Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands: 
 
Bei der Durchführung von Tiefbauarbeiten sollten Lehrrohre bzw. Speedpipes für den 
Glasfaserausbau mitverlegt werden.“ 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Kenntnisnahme 
 
 



8.4 Landratsamt Rosenheim – Bauleitplanung Sachgebiet 31 – E-Mail vom 04.10.2019 
„Bauplanungsrechtliche Anmerkungen zum Entwurf: 
1.2.2 WE Begrenzung nur bei Wohngebäuden (überwiegend wohngenutzten Gebäuden) zulässig 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Die Festsetzung zur Wohneinheitenbegrenzung (1-6!) lässt keine städtebaulichen Überlegungen 
erkennen, zumal MFH mit TG zugelassen werden. 
Warum erfolgt angesichts Wohnungsknappheit und Flächenspargebot eine Beschränkung auf 
eine Wohneinheit, warum bei annähernd gleichem Maß der baulichen Nutzung unterschiedlichste 
WE Begrenzung?? 
1.2.4 was sind geringfügige Abweichungen? Rechtsgrundlage für die Zulassung einer 
Abweichung von einer Bebauungsplanfestsetzung durch die Gemeinde? 
1.3.2 letzter Satz: Sichtdreiecke sind nicht festgesetzt auch nicht unter 2.6.2!? 
1.6, 1.6.1, 2.10 setzen nichts konkret fest, geben nur den (ausreichenden)Hinweis auf die zu 
beachtende Stromleitung („mit Beschränkungen ist zu rechnen“) 
2.2.2 Ist die Festlegung derartiger Vordachgrößen noch zeitgemäß? 
2.3.1 gültige gesetzliche Anforderungen (§ 37 WHG) sind keine BPL Festsetzungen 
2.3.2 angesichts des zugelassenen Ausmaßes der Kellergeschossfreilegung (5m Breite) ist die 
Regelung sehr unbestimmt und entsprechend streitbar: „wenn die Maßnahme nicht störend in 
Erscheinung tritt“,  
 
Mit den Baugrenzen werden die Abstandsflächen städtebaulich (§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB) 
abweichend von den gesetzlichen Abstandsflächen festgesetzt. Der Bebauungsplan ordnet die 
Geltung der gesetzlichen Abstandsflächen nicht an (Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO). Auf die wegen 
der Bestandswahrung so getroffene Regelung sollte in der Begründung jedenfalls kurz 
eingegangen werden.“ 
 
Abwägung der Gemeindeverwaltung und Beschlüsse: 
Zu 1.2.2 Festsetzung zu den Wohneinheiten 
Die getroffene Festsetzung der Anzahl der zulässigen Wohneinheiten gibt die vorhandene bzw. 
beantragte Anzahl der Wohneinheiten in den Bestandsgebäuden an. Weitere darüber hin 
ausgehende Wünsche seitens des Beteiligten liegen derzeit nicht vor. 

Kenntnisnahme 
 
 
Zu 1.2.4 Höhenfestsetzung 
Denkbar wäre z. B: „geringfügige Abweichungen bis zu 10 cm können zugelassen werden“ 
 
Der Halbsatz „geringfügige Abweichungen können zugelassen werden“ wird gestrichen. 

11 : 0 
 
 
1.3.2 
Das Wort „Sichtdreieck“ im letzten Absatz wird entfernt. 

11 : 0 
 
 
1.6, 1.6.1, 2.10 Stromtrassen 
Da keine Stellungnahme der Bayernwerk AG eingegangen ist, können die Festsetzungen als 
Hinweis aufgenommen werden. 

11 : 0 
 
 
2.2.2 Vordachgrößen. 
In Anbetracht der Festsetzungen in anderen Bebauungspläne verbleibt es bei der Festlegung der 
Vordachgrößen 

11 : 0 
 
 



2.3.1 (§37 WHG) 
Die Gesetzesgrundlage wird wie folgt erwähnt: 
„Hinweis: (§37 WHG)“ 

11 : 0 
 
 
2.3.2 Kellergeschossfreilegung: 
Der Halbsatz, „wenn die Maßnahme nicht störend in Erscheinung tritt“, wird ersatzlos 
gestrichen. 

10 : 1 
 
 
Erster Bürgermeister Hans Loy wird vom Gemeinderat beauftragt mit dem Grundeigentümer des 
Flurstück Nr. 502 die Abstandsflächenproblematik abzuklären. Der Planer soll das Ergebnis 
dementsprechend dem Planentwurf anpassen. 

11 : 0 
 
 
8.5 Deutsche Telekom Technik GmbH – E-Mail vom 07.10.2019 
„Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o.g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Im Geltungsbereich nördlich befinden sich entlang der Ortsstraße mittels Gestattungsvertrag 
gesicherte Telekommunikationslinien der Telekom, sowie im übrigen Bereich weitere 
Telekommunikationslinien der Telekom, die durch geplante Baumaßnahmen möglicherweise 
berührt werden (siehe Bestandsplan in der Anlage – dieser dient nur der Information und bleibt 
14 Tage gültig). Wir bitten Sie, bei der Planung und Bauausführung darauf zu achten, dass diese 
Linien nicht verändert werden müssen bzw. beschädigt werden. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und 
Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 – siehe u. 
a. Abschnitt 6 – zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, 
die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden.“ 
 
Entsprechende Hinweise (Nr. 3.20) sind bereits im Bebauungsplan enthalten. 

Kenntnisnahme 
 
 
8.6 Regionaler Planungsverband Südostoberbayern – E-Mail vom 30.09.2019 
„Die Belange der Regionalplanung sind in der Stellungnahme der höheren 
Landesplanungsbehörde (Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 24.1) berücksichtigt. Weitere 
wesentliche Erkenntnisse zur o.g. Planung liegen nicht vor. Deshalb ist eine zusätzliche 
Stellungnahme aus Sicht des Regionalen Planungsverbandes nicht erforderlich.“ 

Kenntnisnahme 
 
 
Billigungs- und Auslegungsbeschluss: 
Der Gemeinderat Prutting nimmt vom Ergebnis des Anhörungsverfahrens für den Bebauungsplan 
Nr. 48 „Salmering“ der Gemeinde Prutting Kenntnis. Der Gemeinderat billigt den von Architekt 
Josef Sommerer, Prutting, ausgearbeiteten Bebauungsplanvorentwurf vom 14.08.2019 mit 
Begründung und Umweltbericht und beschließt, die oben gefassten Beschlüsse zu den einzelnen 
Stellungnahmen durch den Planer in den Bebauungsplan einarbeiten zu lassen. Die Verwaltung 
wird beauftragt, anschließend die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
durchzuführen. 



11 : 0 
  

Übereinstimmung des Auszuges mit den Einträgen im Niederschriftenbuch wird beglaubigt 
 

 

                          gez. 
Prutting, 12.05.2020  Loy  

  1. Bürgermeister 
 
 



 

Beschlussbuchauszug der Gemeinde Prutting 

 

Sitzung des Gemeinderates am 21.04.2020 
 
Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war öffentlich. 
Alle Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen, Beschlussfähigkeit war gegeben. 

 
 

7. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 48 "Salmering"; Behandlung, Prüfung 
und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach §  3 Abs. 2 BauGB 
und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Der Gemeinderat Prutting nahm am 22.10.2019 vom Ergebnis des Anhörungsverfahrens für den 
Bebauungsplan Nr. 48 „Salmering“ der Gemeinde Prutting Kenntnis. Der Gemeinderat billigte den 
von Architekt Josef Sommerer, Prutting, ausgearbeiteten Bebauungsplanvorentwurf vom 
14.08.2019 mit Begründung und Umweltbericht und beschloss, die gefassten Beschlüsse zu den 
einzelnen Stellungnahmen durch den Planer in den Bebauungsplan einarbeiten zu lassen. Die 
Verwaltung wurde beauftragt, anschließend die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß   § 3 Abs. 2 
BauGB und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB durchzuführen. Für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 48 „Salmering“ fand 
die Einholung der Stellungnahmen von den Behörden und sonstigen Träger Öffentlicher Belange 
vom 21.01.2020 bis 02.03.2020 statt. Am Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurden 41 Behörden 
und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit / Auslegung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde in der Zeit vom 29.01.2020 bis 02.03.2020 durchgeführt. Hierauf 
erfolgten keine Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit. 
 
Keine Rückmeldung erfolgte von: 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung in den Simsseegemeinden (AZV Simssee) 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
Bund Naturschutz in Bayern e. V. (Ortsgruppe Söchtenau-Prutting) 
DB AG, DB Immobilien  
Deutsche Post AG 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Katholisches Pfarramt Prutting 
Markt Bad Endorf 
Gemeinde Söchtenau 
Gemeinde Vogtareuth 
Regionaler Planungsverband Südostoberbayern 
Landratssamt Rosenheim, Wasserrecht 
Landratsamt Rosenheim,, Staatliches Gesundheitsamt  
Gemeinnütziger Verein für Wasserversorgung e. V. (Sitz Obernburg) 
Landratsamt Rosenheim, Abteilung Hoch- und Tiefbau  
Daniel Hoheneder, Architekt, Kreisheimatpfleger Landkreis Rosenheim 
SternKom GmbH 
 
Nicht geäußert haben sich („Keine Äußerung“): 
Bayerischer Bauernverband - Schreiben vom 02.02.2020 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim - Schreiben vom 22.01.2020 
Gemeinde Stephanskirchen - E-Mail vom 23.01.2020 
Energienetze Bayern GmbH & Co. KG – Schreiben vom 21.02.2020 
 
 
Der Planung zugestimmt bzw. keine Anregungen oder Einwendungen vorgebracht haben: 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern - E-Mail vom 24.01.2020 



Eisenbahn-Bundesamt Außenstelle München, Sachbereich 1 - Schreiben vom 23.01.2020 
Wintershall DEA Deutschland AG - E-Mail vom 23.01.2020 
Bayernwerk Netz GmbH - E-Mail vom 30.01.2020 
Industrie- und Handelskammer (IHK) für München und Oberbayern - E-Mail vom 31.01.2020 
Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern - Schreiben vom 21.01.2020 
Staatliches Bauamt Rosenheim – E-Mail vom 14.02.2020 
Landratsamt Rosenheim, Immissionsschutz, Abfallrecht - E-Mail vom 29.01.2020 
Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Rosenheim - E-Mail vom 13.02.2020 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Rosenheim – Schreiben vom 19.02.2020 
Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH – E-Mail vom 24.02.2020 
Telefonica Germany GmbH & Co. OHG – E-Mail vom 26.02.2020 
Landratsamt Rosenheim, Untere Naturschutzbehörde – E-Mail vom 03.03.2020 
Landratsamt Rosenheim, Untere Denkmalschutzbehörde – E-Mail vom 20.02.2020 
 
Von folgenden Trägern öffentlicher Belange wurden Anregungen bzw. Einwendungen 
vorgebracht; zu den vorgebrachten Anregungen bzw. Einwendungen ergehen folgende 
Beschlüsse: 
 
7.1 Regierung von Oberbayern, SG 24.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 
(Regionen 17 + 18) – E-Mail / Schreiben vom 27.01.2020 
„Die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gibt folgende 
Stellungnahme ab:  
 
Planung 
Die Gemeinde Prutting plant für den Weiler Salmering ca. 1,8 km südöstlich vom Hauptort den 
Bebauungsplan Nr. 48 aufzustellen. Der ca. 2,1 ha umfassende Geltungsbereich des 
Bebauungsplans soll als Dorfgebiet festgesetzt werden. Das Plangebiet ist im rechtskräftigen 
Flächennutzungsplan der Gemeinde überwiegend als gemischte Baufläche, ansonsten als 
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Mit der Planung soll die Umnutzung der vorhandenen 
landwirtschaftlichen Betriebs- und Wohngebäude, eine maßvolle Nachverdichtung innerhalb der 
Bestandgebäude, sowie die Ausweisung von zusätzlichem Bauland am nördlichen Rand von 
Salmering ermöglicht werden. Der Ortscharakter soll durch die Festsetzungen zu Art und Maß 
der baulichen Nutzung erhalten werden. 
 
Berührte Belange 
Siedlungsstruktur  
Eine Zersiedlung der Landschaft soll vermieden werden, die gewachsene Siedlungsstruktur mit 
ihren Einzelhöfen und verstreut liegenden schützenswerten Weilern soll vor weiterer 
Siedlungstätigkeit bewahrt bleiben (vgl. Regionalplan Südostoberbayern RP 18) 3.1 (Z) und 3.4 
(Z)).  
Der Weiler Salmering setzt sich zusammen aus landwirtschaftlichen Wohngebäuden, Lager- und 
Maschinenhallen, Stallgebäuden sowie weiteren Wohngebäuden mit kleineren Nebengebäuden. 
Obwohl es sich um einen schützenwerten Weiler im Sinne des zitierten Regionalplanziels handelt, 
kann ihm aufgrund der Struktur und des Umfangs der vorhandenen Bebauung und seines damit 
verbundenen städtebaulichen Gewichts die Qualität einer Siedlungseinheit zugesprochen 
werden, die sich für eine Ausweisung einschließlich der geplanten Erweiterungsflächen eignet.  
Auf Grund der von den Hauptsiedlungsbereichen der Gemeinde Prutting deutlich abgesetzten 
Lage empfehlen wir, die Entwicklung von Wohnnutzung in Salmering über das aktuell geplante 
Maß hinaus nicht weiter zu befördern.  
 
Hochwasserschutz  
Der nordöstliche Bereich Salmering befindet sich gemäß dem Informationsdienst 
Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern (IÜG) teilweise in einem wassersensiblen 
Bereich. Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als möglich verringert werden (vgl. 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) 7.2.5 (G)).  
Die Belange des Hochwasserschutzes sind mit dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt 
Rosenheim abzustimmen. 
 



Natur und Landschaft  
Auf Grund der exponierten Lage des Plangebiets ist auf eine angepasste Baugestaltung und eine 
schonende Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild zu achten (vgl. 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) 7.1.1 (G), RP 18 B II 3.1 (Z)).  
Die Planung ist diesbezüglich mit der unteren Bauaufsichts- und Naturschutzbehörde 
abzustimmen.  
 
Bewertung 
Die Planung steht bei Berücksichtigung der aufgeführten Belange den Erfordernissen der 
Raumordnung nicht entgegen.“ 
 
 
Nach Beratung / Abwägung der Anregungen / Einwendungen fasst der Gemeinderat folgenden 
 
Beschluss: 
Der Ort Salmering befindet sich nach einer Überprüfung durch die Verwaltung, entgegen der 
Aussage, nicht in einem wassersensiblen Bereich (siehe Informationsdienst 
Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern (IÜG)).  
Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim hat sich nicht zur Planung geäußert. 
An der Bauleitplanung wurden auch die Untere Bauaufsichtsbehörde und Naturschutzbehörde 
beteiligt. 

12 : 0 
 
Die Abstimmung erfolgt aufgrund persönlicher Beteiligung nach Art. 49 GO ohne den 
Gemeinderat Josef Sommerer. 
 
 
7.2 Landratsamt Rosenheim, Öffentliche Sicherheit und Ordnung – 
Brandschutzdienststelle – E-Mail / Schreiben vom 17.02.2020 
„In Bezug auf das o. g. Projekt gibt es grundsätzlich seitens der Brandschutzdienststelle keine 
Bedenken. Trotzdem bitten wir die in der Anlage beigefügten Prüfmaßnahmen zum 
vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz im Rahmen der Neuerschließung, Änderung und 
Nachverdichtung von Bebauungsgebieten zu beachten. 
 
Im Besonderen bitten wir darum, den notwendigen Löschwasserbedarf, sowie die Abstände der 
1. Löschwasserentnahmestelle zu den geplanten Objekten zu beachten. 
 
Mit dieser Stellungnahme werden nur die Belange der Feuerwehr im abwehrenden Brandschutz 
angesprochen. Es werden keine Aussagen zum baulichen Brandschutz getätigt. 
 
Von Seiten der Brandschutzdienststelle gibt es keine weiteren Anmerkungen zum Projekt.“ 



 
 
Nach Beratung / Abwägung der Anregungen / Einwendungen fasst der Gemeinderat folgenden 
 
Beschluss: 
Unter II. 8 in der Begründung wurden bereits Aussagen zum vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutz (Löschwasserversorgung) betroffen. 

12 :0  
 
Die Abstimmung erfolgt aufgrund persönlicher Beteiligung nach Art. 49 GO ohne den 
Gemeinderat Josef Sommerer. 
 
 
7.3 Handwerkskammer für München und Oberbayern – Email vom 27.02.2020 
„Die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für die erneute Möglichkeit 
zur Beteiligung an o. g. Vorhaben. Wir möchten an dieser Stelle nochmals an die 
vorausgegangene Stellungnahme vom 8. Oktober 2019 verweisen und die hier aufgeführten 
Einwände und Anmerkungen aufrechterhalten.“ 
 
Stellungnahme vom 08.10.2019: 
„Die Gemeinde Prutting möchte die planungsrechtlichen Voraussetzungen für weitere Schaffung 
von Bauland, Wohngebäuden und Umnutzung schaffen. Darüber hinaus soll der Ortscharakter 
erhalten bleiben. Prinzipiell bestehen seitens der Handwerkskammer für München und 
Oberbayern keine Einwände zu o.g. Vorhaben. Jedoch möchten wir darauf hinweisen, dass sich 
im Plangebiet Handwerksbetriebe befinden. Diese Handwerksbetriebe dürfen im Zuge der 
weiteren Planungen nicht beeinträchtigt werden. Es ist sicherzustellen, dass angrenzende, 
bestandskräftig genehmigte, gewerbliche Nutzungen in ihrem ordnungsgemäßen Betrieb und 
Wirtschaften nicht eingeschränkt werden. Ebenfalls sind Einschränkungen oder Gefährdungen 
der gewerblichen Weiterentwicklungsmöglichkeiten durch die Planungen auszuschließen. Dies 



gilt insbesondere im Kontext der von den Betrieben ausgehenden, betriebsüblichen Emissionen 
(Lärm, Geruch, Staub etc.).“ 
 
Durch die entsprechenden Festsetzungen im Bebauungsplan ist keine Einschränkung und 
Überformung des Gebietstyps Dorfgebiet zu erwarten. 
Eine Planänderung ist nicht notwendig. 

Kenntnisnahme 
 

7.4 Landratsamt Rosenheim, Bauleitplanung – Email vom 02.03.2020 
„bauplanungsrechtliche Anmerkungen zum Entwurf: 
• 1.2.2 Wohneinheitenbeschränkung hat nichts mit 1.2 überbaubare Grundstücksfläche und 

Bauweise zu tun; die zur Rechtmäßigkeit der Festsetzung erforderlichen städtebaulichen 
Gründe sind in der Begründung weiterhin kaum erkennbar. 

• 1.2.3 ist nicht Bauweise, sondern Maß der Nutzung 1.1.2 
• 1.2.4 unser Hinweis dazu aus der Stellungnahme vom 04.10.2019 bleibt aufrecht erhalten, 

da die Vollziehbarkeit der unbestimmten Festsetzung fraglich ist. Warum 
Höhenlagebezugspunkt nur bei Wohngebäuden  - festgesetzt ist ein MD!? 
Rechtschreibfehler (Zusammenschreibung) in dem Absatz.  

• 1.6 bzw. 1.6.1 sind keine Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
• 2.2.3 hier sollte planerisch darauf geachtet werden, dass aus der Fassade vorspringende 

Standgauben nur innerhalb überbaubarer Flächen möglich sind; sie sind keine geringfügigen 
Gebäudeteile i.S.v. § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO. 

• 2.3.1 Ab wann und wo ist vom Tatbestand einer „Hanglage“ auszugehen, bei der dann 
Geländeveränderungen zulässig sein sollen? 

• 2.3.2 Welche Rechtsgrundlage sollen solche „Auflagen“ haben; ein Bebauungsplan trifft 
grundsätzlich abschließende Regelungen: 

• 2.5.1 die räumliche Anordnung von KFZ Stellplätzen kann nur mittelbar erfolgen und nicht 
durch eine Bauverpflichtung (z.B. durch Ausschluss offener Stellplatzflächen außerhalb 
überbaubarer Flächen oder planerisch vorgesehener Stellplatzflächen)  

• 2.5.2 Absatz 1 die „zweckbestimmte“ Verwendung von Stellplätzen ist selbstredend und wird 
nicht durch Bebauungsplan festgesetzt; ebenso der entbehrlich Hinweis, dass Stellplätze 
entsprechend den Anforderungen der GaStellV anzulegen sind 

• 2.6.1 keine Festsetzung ist: „auf den dörflichen Charakter der Siedlung ist Rücksicht zu 
nehmen“ 

• 2.7.5 Rechtsgrundlage für die Festsetzung, dass ein Freiflächengestaltungsplan gefordert 
wird?? 

• 2.10 Absatz 1, Schreibfehler, die zur Unverständlichkeit führen“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung des Planers zu den bauplanungsrechtlichen Anmerkungen des Landratsamtes 
Rosenheim, Bauleitplanung mit Email vom 02.03.2020 zum Entwurf: 
 

 

 
 
 



 

 

 
 



 
 
 
Nach Beratung / Abwägung der Anregungen / Einwendungen fasst der Gemeinderat folgende 
 
Beschlüsse: 
 
Beschluss zu 2.3.2:  
Der Satz ist wie folgt umzuformulieren: 
Kellergeschosse dürfen durch Abgrabungen und Abböschungen (z. B. Lichtgräben) an einer 
Hausseite auf 2/3 der Wandlänge (jedoch höchstens auf 5,00 m Länge) bis zu maximal 1,50 m 
tief abgegraben werden. 
 

13 : 0 
 
Beschluss zu 2.5.1: 
Es sollen keine weiteren Stellplätze in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 
 

13 : 0 
Beschluss zu 2.5.2: 
Der Satz „Sie müssen frei zugänglich sein und zweckbestimmt verwendet werden.“ verbleibt im 
Bebauungsplan. 
 

13 : 0 
Beschluss zu 2.6.1: 
Satz 1 und 2 werden gestrichen. 
Satz 3 ist vom Planer insb. bzgl. der Versieglung entsprechend anzupassen. 
 

13 : 0 
 
Gesamtbeschluss: 
Der Planer wird beauftragt den Bebauungsplan entsprechend zu überarbeiten. 
 

11 : 0  
 
Die Abstimmung erfolgt aufgrund persönlicher Beteililgung nach Art. 49 GO ohne den 
Gemeinderat Josef Sommerer und wegen kurzfristiger Abwesenheit im Sitzungssaal ohne den 
Gemeinderat Peter Brunner. 
 
Billigungsbeschluss: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Prutting nimmt Kenntnis vom Anhörungsverfahren nach § 3 Abs. 
2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB und billigt nach Einarbeitung der oben beschlossenen 
Änderungen den vom Architekt Josef Sommerer, Prutting ausgearbeiteten Planentwurf vom 
15.01.2020 mit Begründung und Umweltbericht i. d. F. vom 14.08.2019. 

 
12 : 0 

 
Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB für die Fassung vom 21.04.2020 inklusive der 
heute beschlossenen Ergänzungen: 
Nach Einarbeitung der oben beschlossenen Änderungen wird für das Plangebiet „Salmering“ der 
von Architekt Josef Sommerer, Prutting, ausgearbeitete Planentwurf für den Bebauungsplan Nr. 
48 der Gemeinde Prutting vom 21.04.2020 mit Begründung als Satzung beschlossen.  
Der Satzungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 

13 : 0 
 
 
 

   



Übereinstimmung des Auszuges mit den Einträgen im Niederschriftenbuch wird beglaubigt 
 

 

                          gez. 
Prutting, 12.05.2020  Loy  

  1. Bürgermeister 
 
 








